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Abstract 
 

Palmöl ist ein pflanzliches Öl, welches vielseitig verwendet, einfach und in grossen 

Mengen gewonnen sowie günstig verkauft wird – dessen Anbau jedoch schwerwie-

gende ökologische sowie soziale Probleme verursacht. In der Schweiz lehnt eine «un-

heilige Allianz» die Gewinnung und die Verwendung des Öls deshalb ab und leistet 

mit der in einem offenen Brief formulierten Forderung des Ausschlusses von Palmöl 

aus dem mit Malaysia geplanten Freihandelsabkommen Widerstand gegen die Ver-

wendung des Rohstoffs. Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der Frage, wer in 

der Schweiz aus welchen Gründen und in welcher Art und Weise Widerstand gegen 

die Gewinnung und Verwendung von Palmöl leistet, und untersucht somit diese «un-

heilige Allianz». Eine Allianz, die aus einer sozialen Bewegung (Umwelt- und Men-

schenrechtsschutzorganisationen), einem Berufsverband (Bauernverband), Konsu-

mentenschutzorganisationen und politischen Parteien (Grüne, CVP, SVP) besteht. 
 

Als erstes legt die in sechs Teile gegliederte Arbeit allerdings dar, wo Palmöl wie her-

gestellt und verwendet wird. Ausserdem soll die Entwicklung der indonesischen Palm-

ölindustrie hervorgehoben werden, denn diese ist derzeit marktführend. In einem zwei-

ten Schritt wird anhand der Folgen des Palmölanbaus zudem ersichtlich gemacht, wa-

rum in der Schweiz Widerstand gegen die Gewinnung und Verwendung von Palmöl 

geleistet wird. Nachdem im Hauptteil anhand einer Medienanalyse und den Theorien 

zu «Protest», «Widerstand» und «sozialen Bewegungen» diskutiert wurde, auf welche 

Art und Weise sich die «unheilige Allianz» gegen den Palmölhandel auflehnt, steht 

zuletzt die Frage im Fokus, warum in Indonesien kein grossangelegter Widerstand ge-

leistet wird. Angesichts der Tatsache, dass die lokale Bevölkerung von den verschie-

denen Folgen des Palmölanbaus direkt betroffen ist, ist dieser Umstand aus sozial-

anthropologischer Perspektive besonders interessant wie auch erstaunlich. 
 

Schlüsselbegriffe 
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1. Einleitung 
 

1.1 Zielsetzung/Fragestellung/Eingrenzung 
 

Palmöl wird für die Herstellung zahlreicher Nahrungsmittel, Haushaltsartikel, Körper-

pflege- sowie Pharmaprodukte genutzt und findet als Kraftstoff1 seine Verwendung 

(Knoke und Inkermann 2015: 3). Der Anbau von riesigen Ölpalmplantagen in Süd-

ostasien nimmt infolge der starken Nachfrage (ebd.: 4f) stetig zu und verursacht in 

zahlreichen Ländern schwerwiegende ökologische sowie soziale Probleme (ebd.: 8). 

Deshalb formierten sich in den vergangenen Jahren weltweit diverse Anti-Palmöl-Be-

wegungen, deren Ziel die Verringerung des Konsums und Anbaus von Palmöl ist. Auch 

in der Schweiz ist eine solche Widerstandsbewegung entstanden. Eine «unheilige Al-

lianz» leistet, mit der in einem offenen Brief formulierten Forderung des Ausschlusses 

von Palmöl aus dem von der Schweiz mit Malaysia geplanten Freihandelsabkommen, 

Widerstand gegen die Verwendung des Rohstoffs. Wie «Abbildung 1» zeigt, besteht 

diese «unheilige Allianz» aus einer sozialen Bewegung (Umwelt- und Menschen-

rechtsschutzorganisationen), einem Berufsverband (Bauernverband), Konsumenten-

schutzorganisationen und politischen Parteien (vor allem Grüne, aber auch CVP und 

SVP). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                        
1 Es ist die Rede von Biosprit, welcher für Kraftwerke und Fahrzeuge verwendet wird (Ferenschild 2013: 19). 

Abbildung 1: Akteurinnen und Akteure der "unheiligen Allianz“ 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Aufgrund ihrer heterogenen Akteurinnen und Akteure ist die Koalition ein äusserst in-

teressanter Untersuchungsgegenstand. Die vorliegende Arbeit, die sich mit der Frage 

beschäftigt, wer in der Schweiz aus welchen Gründen und in welcher Art und Weise 

Widerstand gegen die Gewinnung und Verwendung von Palmöl leistet, untersucht so-

mit diese «unheilige Allianz». Mithin wird der von der Koalition betreffend des Freihan-

delsabkommens Schweiz – Indonesien eingereichte «offene Brief» als Widerstands-

form erörtert. Die im öffentlichen Diskurs ausführlich thematisierten ökologischen und 

sozialen Bedenken des Palmölanbaus sind ebenfalls wichtiger Bestandteil dieser Un-

tersuchung. Anhand dieser wird aufgezeigt, warum es in der Schweiz unter anderem 

zu Widerstand kommt. Nicht Ziel der Arbeit ist allerdings das Erkennen transnationaler 

Aspekte der Anti-Palmöl-Bewegung, da sich solche bis anhin zu wenig herauskristalli-

siert haben. Vielmehr wird ergänzend dargelegt, warum Palmöl keineswegs universell 

abgelehnt wird. Als Beispiel dient hierzu der eher geringe Widerstand gegen die Ge-

winnung und Verwendung von Palmöl in Indonesien. Kurzum besteht das Ziel der vor-

liegenden Arbeit darin, Erkenntnisse zur Widerstandsforschung im Kontext des Palm-

ölanbaus zu erlangen. 

 

1.2 Aufbau/Methode 
 

Die in sechs Teile gegliederte Arbeit befasst sich im Kapitel 2 erstens mit den Eigen-

schaften der Ölpalme und nimmt zweitens eine geografische Verortung der Anbauge-

biete vor. Drittens wird auf die Herstellung des Öls sowie dessen Verwendung einge-

gangen und viertens thematisiert, welche Länder, in welcher Mengenordnung, Palmöl 

ex- und importieren. Infolge der Tatsache, dass Indonesien gegenwärtig am meisten 

Palmöl exportiert, gilt es fünftens überdies die Entwicklung deren Palmölindustrie und 

das damit einhergehende «Land Grabbing»-Phänomen (Landraub) hervorzuheben. Im 

Kapitel 3 werden die Folgen des Palmölanbaus ersichtlich gemacht, was dem besse-

ren Verständnis der Widerstandsbewegung dienen soll. Bevor sich der Hauptteil so-

dann mit der in der Schweiz stattfindenden Anti-Palmöl-Bewegung und der damit ein-

hergehenden «unheiligen Allianz» auseinandersetzt, werden die Begriffe Protest und 

Widerstand theoretisch eingeordnet. Auch soll aufgezeigt werden, weshalb Wider-

stand oft in Form einer sozialen Bewegung zum Vorschein kommt. Mit diesem erar-

beiteten Vorwissen wird im Kapitel 4 die Bedeutung der «unheiligen Allianz» als Wi-
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derstandleistender Akteur analysiert. Im Kapitel 5 steht abschliessend im Fokus, wa-

rum Palmöl keineswegs universell abgelehnt wird. Als Beispiel dient hierzu der eher 

geringe Widerstand gegen die Gewinnung und Verwendung von Palmöl in Indonesien. 

Das Fazit am Ende der Arbeit fasst die Erkenntnis zusammen, bietet eine Antwort auf 

die Fragestellung und ordnet die Schlussfolgerung in die bestehenden Forschungen 

ein. 
 

Zu den Eigenschaften der Ölpalme, der Herstellung sowie Verwendung von Palmöl, 

der Entwicklung der indonesischen Palmölindustrie und vor allem den sozial-ökonomi-

schen und ökologischen Folgen des Anbaus besteht einiges an Literatur. Diese As-

pekte werden deshalb mit einer Literaturanalyse behandelt. Die Anti-Palmöl-Bewe-

gung der Schweiz ist hingegen ein neueres Phänomen, weshalb kaum wissenschaft-

liche Literatur zum Thema vorhanden ist. Allein die Medien beleuchteten bislang die 

damit in Verbindung stehende «unheilige Allianz». Deshalb orientiert sich die Arbeit an 

einer Medienanalyse. Dementsprechend werden verschiedene Zeitungsartikel und 

Zeitschriften sowie die Webseiten der Koalitionsmitglieder konsultiert und dabei die 

zentralen Anliegen und Handlungsweisen der verschiedenen Akteurinnen und Akteure 

analysiert und interpretiert. Das Ziel ist es, mit dieser Interpretationsmethode zu aus-

sagekräftigen Ergebnissen und Schlussfolgerungen zu kommen. 

 

1.3 Stand der Forschung 
 

Zu den Eigenschaften der Ölpalme sowie der Herstellung und Verwendung von Palmöl 

findet sich viel Literatur (Krist 2013, Pedersen 2008, Rehefeldt 2016). Ebenfalls setz-

ten sich bislang sowohl die Wissenschaft als auch die Medien ausführlich mit den so-

zial-ökonomischen Folgen des Palmölanbaus als Monokultur auseinander (Pichler 

2014: 13). Auch Non-Profit-Organisationen wie Amnesty International publizierten aus-

führliche Berichte zu ihren Forschungsergebnissen der Palmölindustrie und den damit 

einhergehenden Menschenrechtsverletzungen (Amnesty International 2016: The 

Great Palm Oil Scandal. Labour Abuses Behind Big Brand Names). Das Phänomen 

des «Land Grabbing», welches durch den Palmölanbau von Grossunternehmen zu-

nimmt, ist überdies seit längerem ein Forschungsthema (Kaphengst und Bahn 2012, 

Backhouse et al. 2013, Fairhead et al. 2013, Englert und Gärber 2014, Margulis 2014, 

wie auch Opel 2016). Nicht nur der Film «Landraub» sieht «Land Grabbing» als neue 

Welle des Kolonialismus, sondern auch Margulis et al. verweisen diesbezüglich auf 
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die Zeit des Imperialismus – betonen als Ursache allerdings den sich verändernden 

globalen Ernährungs-, Futter- und Kraftstoff-Komplex. Das von Gerhard Senft heraus-

gegebene Werk «Land und Freiheit. Zum Diskurs über das Eigentum von Grund und 

Boden in der Moderne» gibt durch die Darstellung der Problemgeschichte und Theo-

rieentwicklung zudem weitere Aufschlüsse über den heutigen Kampf um Land. 
 

Des Weiteren wurde die südostasiatische Palmölindustrie bereits von mehreren For-

schenden auf deren Akteur_innen und Struktur sowie die vorhandenen Interessen und 

Konflikte untersucht (Pye und Bhattacharya 2013, Pichler 2014 sowie Cramb und 

McCarthy 2016). Hervorzuheben ist hierbei die von Melanie Pichler im Buch «Um-

kämpfte Natur» gemachte These der auf ökonomischen und politischen Interessen 

beruhenden und mit Konflikten um Land einhergehenden Expansion der südostasiati-

schen Palmölproduktion. 
 

Zur Anti-Palmöl-Bewegung in der Schweiz besteht keine wissenschaftliche Literatur. 

Allein die Medien beleuchteten bislang die damit in Verbindung stehende «unheilige 

Allianz». Werke zu den Begriffen «Protest», «Widerstand» und «soziale Bewegung» 

sind allerdings vorhanden, dienen als theoretische Grundlage und erleichtern das Er-

kennen sowie Einordnen des in der Schweiz seit kurzer Zeit vorhandenen Widerstands 

gegen die Gewinnung und Verwendung von Palmöl (Kern 2008, Leidinger 2015, Beyer 

und Schnabel 2017 sowie Elpel 2017). Auch über die Debatte der Nachhaltigkeitsde-

klarierung von Palmöl und dem damit in Verbindung stehenden «Roundtable on 

Sustainable Palm Oil (RSPO)», welcher beim Analysieren der Anti-Palmöl-Bewegung 

der Schweiz ebenfalls Thema sein wird, wurde einiges an Literatur veröffentlicht. So 

machten es sich von Geibler, Pichler, Cramb und McCarthy zur Aufgabe, diesen «run-

den Tisch für nachhaltiges Palmöl» (RSPO) zu kritisieren. 
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2. Palmöl 
 

2.1 Eigenschaften der Ölpalme und Anbaugebiete 
 

Die bis zu 30 Meter hochgewachsene Ölpalme «Elaeis guineensis» stammt ursprüng-

lich aus den tropischen Gebieten Afrikas, vornehmlich dem in Westafrika gelegenen 

Angola und enthält mehrere bis zu 25 Kilogramm schwere Fruchtstände, die wiederum 

aus 1000 bis 4000 kleineren Einzelfrüchten bestehen (Krist 2013: 578). 
 

 

 

 

 

 

Des Weiteren wachsen die Ölpalmen am besten in einem feuchttropischen Klima ent-

lang des äquatorialen Tropengürtels (Knoke und Inkermann 2015: 4). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 5: Weltweiter Palmölanbau 

Abbildung 3: Fruchtstand 

Abbildung 4: Palmöl 

Abbildung 2: Die Ölpalme 

Quelle: Glokal Change. 

Quelle: Spektrum der Wissenschaft 
               zitiert nach iStock. 

Quelle: Codecheck. 

Quelle: Rival and Levang 2014: 11. 
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2.2 Herstellung und Verwendung 
 

Für die Palmölgewinnung selbst ist wenig Wissen erforderlich, jedoch muss die Wei-

terverarbeitung der Ernte innerhalb von 24 Stunden geschehen, weil die Früchte an-

sonsten vergammeln (Ferenschild 2013: 21). Die Fabriken für die Weiterverarbeitung 

befinden sich deshalb vornehmlich in Reichweite der Plantagen (Backhouse 2015: 72). 

Dort wird sowohl aus dem Fruchtfleisch wie auch aus dem Palmkern der Einzelfrüchte 

Öl gewonnen (Rehefeldt 2016: 9). Hierzu werden die Fruchtstände als Ganzes sterili-

siert und gepresst (ebd.), wobei die Nüsse dem Druck standhalten und nicht zerbre-

chen (Krist 2013: 579). Durch deren anschliessendes Trocknen, Mahlen und Pressen 

entsteht Palmkernöl (Rehefeldt 2016: 9). Das ausgepresste Fruchtfleisch ergibt aus-

serdem rohes, dunkelgelbes bis rotgelbes Palmöl (Krist 2013: 279), welches seine 

Farbe allerdings durch den zusätzlichen Prozess der Raffination verliert (Rehefeldt 

2016: 9). 
 

Traditionell wurden aus den Früchten der Ölpalme Gewebe, Wein sowie Nahrungs- 

und Heilmittel hergestellt (Pedersen 2008: 110). Eine Nutzanwendung, die heutzutage 

weltweit Anklang findet. So werden nebst Nahrungs-, Wasch- und Reinigungsmitteln 

auch Kosmetikartikel angefertigt (WWF 2016: 7). Bei den Nahrungsmitteln enthalten 

insbesondere Fertigprodukte, Margarine, Back- und Süsswaren Palmöl (Rehefeldt 

2016: 10). Zudem dient das Öl als Energieträger (WWF 2016: 7) und wird in der che-

mischen Industrie sowie zur Erzeugung von Tierfutter genutzt (Pedersen 2008: 110). 
 

Dieser diversen Nutzung zufolge ist die Nachfrage nach Palmöl ziemlich hoch. Gefragt 

ist es, da es Eigenschaften wie eine feste Konsistenz, Geschmacksneutralität, Hitze-

stabilität und eine lange Haltbarkeit besitzt (Knoke und Inkermann 2015: 3). Besonders 

seine natürliche Festigkeit ist laut der Lebensmitteltechnologin Regine Schönlecher 

vorteilhaft, denn andere pflanzliche Fette müssen stets zuerst künstlich gehärtet wer-

den, weshalb sie anschliessend gesundheitsschädigend sein können (Langbein 2015: 

134-138). Des Weiteren ist die Ölpalme einfach anzubauen, über mehrere Jahre er-

tragreich und dadurch in Bezug auf den zeitlichen und finanziellen Aufwand effizient. 

Deshalb kann Palmöl auf dem Mark kostengünstig angeboten werden (Rehefeldt 

2016: 16 und Pichler 2014: 82). Der Flächenverbrauch ist zudem kleiner als bei ande-

ren Ölpflanzen und der Ertrag dennoch hoch. Während pro Hektar rund 3,3 Tonnen 

Palmöl gewonnen werden, liegt der Wert bei Raps-, Sonnenblumen- und Kokosöl bei 

nur 0,7 Tonnen – mit 0,4 Tonnen bei Soja noch tiefer (WWF Deutschland 2016: 6). Die 
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Palmölnachfrage sowie die damit verbundene Produktion ist allerdings nicht nur auf-

grund der soeben genannten Aspekte gestiegen, sondern auch, weil sich das Kon-

sumverhalten (Backhouse 2015: 70) sowie die Ernährungsgewohnheiten verändert 

haben (Pichler 2014: 81). So ist laut den Aussagen von Backhouse eine Verlagerung 

von tierischen hin zu pflanzlichen Fetten zu beobachten sowie ein vermehrter Ge-

brauch von Non-Food-Artikeln (Backhouse 2015: 70). Überdies liegt der Produktions-

anstieg auch im Bevölkerungswachstum (Pichler 2014: 81) sowie dem damit zuge-

nommenen Ölbedarf (Landraub 2016) und in der Benutzung von Palmöl als Treibstoff 

(Pichler 2014: 81 und Backhouse 2015: 70). Letzteres hat zugenommen, da ange-

sichts der Energie- und Klimakrise Kraftstoffe aus nachwachsenden Rohstoffen ge-

wonnen werden, um den Treibhauseffekt sowie die Abhängigkeit von Erdöl zu verrin-

gern (Kaphengst und Bahn 2012: 30). 
 

In Anbetracht einer starken, auf den geschilderten Gründen beruhenden Palmölnach-

frage ist es nicht erstaunlich, dass sich die Palmölproduktion seit Beginn des 21. Jahr-

hunderts mehr als verdoppelt hat (Pichler 2014: 82f). Das Produktionswachstum von 

Raps- und Sonnenblumenöl erfährt dagegen eine Stagnation. Davon zeugen zumin-

dest die vom «United States Department of Agriculture» publizierten Zahlen, auf denen 

die nachfolgende Grafik beruht. 
 

Abbildung 6: Globale Pflanzenölproduktion von 2002 – 2018 

 
Wo dieses viele Palmöl gewonnen und wohin es exportiert wird, legt das nächste Un-

terkapitel dar.   

Quelle: Proplanta zit. nach Landwirtschaftsministerium der Vereinigten Staaten (USDA), Agrarmarkt Informations-Gesellschaft (AMI). 
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2.3 Export und Import 
 

Der quantitative Zuwachs an Palmölplantagen ist vorwiegend in tropischen Ländern 

Asiens, Lateinamerikas und Afrikas zu beobachten (Pedersen 2008: 110f). 2006 hat 

Indonesien Malaysia als grössten Palmölproduzenten abgelöst (Pichler 2014: 83). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Mit der Produktion von 38,5 Millionen Tonnen Palmöl im Jahr 2017 ist der weltgrösste 

Inselstaat somit Hauptproduzent von Palmöl, gefolgt von Malaysia mit 20,5 Millionen 

Tonnen (IndexMundi 2018). Insgesamt stammen 59 Millionen Tonnen oder mehr als 

drei Viertel des weltweit hergestellten Palmöls aus diesen beiden Ländern. Indonesi-

ens Anteil macht hierbei über die Hälfte (59,88 %) der weltweiten Produktion aus (In-

dex Mundi 2018 und Rehefeldt 2016: 9). Lediglich 4,20 % der weltweiten Palmölpro-

duktion kommen aus Thailand, 2,53 % aus Kolumbien und 1,51 % aus Nigeria (In-

dexMundi 2018). 
 

71,82% des von Indonesien und Malaysia produzierten Palmöls wird nach Indien, 

China und in die EU exportiert, wobei Indien im Jahr so viel Palmöl aufkauft wie Europa 

(6,5 Millionen Tonnen) und China (4,9 Millionen Tonnen) zusammen. Demzufolge ist 

Indien weltweit der grösste Palmölkonsument. Aber auch Pakistan, Bangladesh, die 

Vereinigten Staaten von Amerika, die Philippinen und Ägypten werden mit über einer 

Million Tonnen Palmöl beliefert. Die Schweiz belegt bei diesem Ranking lediglich den 

58. Platz. Sie importiert 383 Mal weniger als Indien und 53 Mal weniger als die USA. 

Das meiste von der Schweiz importierte Palmöl stammt aus Malaysia (Rist 2018: 1). 

 

Abbildung 7: Palmölproduktion in 1000 Tonnen, Stand 2017. 

 

Quelle: Eigene Darstellung – anhand der Zahlen von IndexMundi. 
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Wie die vorangegangene Darstellung der Exporte und Importe von Palmöl gezeigt hat, 

floriert Indonesiens Palmölgeschäft. Im folgenden Abschnitt soll deshalb aufgezeigt 

werden, wie sich die indonesische Palmölindustrie entwickelt hat. Die Entwicklung ist 

aufgrund der ihr zugrundeliegenden Idee von Palmölplantagen als Modernisierungs-

modell und der dadurch betriebenen Landpolitik aussagekräftig. Darum dient sie die-

ser Arbeit als Anschauungsbeispiel für die daraus entstehenden Konflikte um Landzu-

gangsrechte. Der aus diesem Kapitel hervorgehende Aspekt des Landkonflikts bietet 

sich ausserdem an, ins Kapitel 3 überzuleiten, welches sich genauer mit den ökologi-

schen und sozialen Folgen des Palmölanbaus beschäftigt. 

 

2.4 Entwicklung der Palmölindustrie in Indonesien 
 

Die aus Afrika stammende Ölpalme wurde 1848 auf der indonesischen Insel Java ein-

geführt und diente zunächst nur der Zierde. Anfangs 1911 kam es zur kommerziellen 

Nutzung der Pflanze, nachdem unter der niederländischen Kolonialmacht erste Palm-

ölplantagen entstanden waren (Pichler 2014: 84). Nach Indonesiens Unabhängigkeit 

wurden unter dem ersten indonesischen Präsidenten Sukarno die Plantagen verstaat-

licht (Pye und Bhattacharya 2013: 51), aber bis Ende der 1960er Jahre nur nachlässig 

bewirtschaftet (Pichler 2014: 84). Erst mit dem 1967 an die Macht gekommenen 

Suharto kam es zu Investitionen in die Palmölindustrie. Staatliche Plantageunterneh-

men bepflanzten demnach Landflächen mit Ölpalmen, verteilten es zur Bewirtschaf-

tung an die in der Nähe sesshaften Kleinbäuerinnen und -bauern und forderten dazu 

Abbildung 8: Palmölimporte in 1000 Tonnen, Stand Mai 2018. 

Quelle: Eigene Darstellung – anhand der Zahlen von IndexMundi. 
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auf, die eingebrachten Ernten in ihren Grossbetrieben weiterverarbeiten zu lassen. Die 

anfänglich erzielten finanziellen Erträge mussten den Unternehmen zurückbezahlt 

werden (ebd.). Interessant ist hierbei, dass Suharto das soeben veranschaulichte Ver-

tragswirtschaftsmodell mit seinem «transmigrasi»-Projekt verband und so Arbeits-

kräfte beschaffte (Pye und Bhattacharya 2013: 52). Zahlreiche Menschen, die auf den 

dicht bewohnten Inseln Java und Bali lebten, wurden in diesem Rahmen auf die be-

nachbarten Inseln umgesiedelt und in das Vertragslandwirtschaftsmodell integriert 

(Pichler 2014: 85). Zudem schuf Suharto mehr Anreize für privatwirtschaftliche Plan-

tageunternehmen, um ausländische Investoren anzuwerben und die Öffnung des Lan-

des voranzutreiben. Ein Vorgehen, durch welches die Palmölindustrie stark expan-

dierte (ebd.). Nicht zu vergessen ist diesbezüglich auch das von ihm geschaffene 

Forstgesetz. Durch dieses wurden Waldflächen unter die alleinige Verfügungsgewalt 

des indonesischen Staates gebracht – das ungeschriebene Gewohnheitsrecht2 indi-

gener Bevölkerungsgruppen (ebd.: 127) und deren Landbesitzverhältnisse missachtet 

(Pye und Bhattacharya 2013: 55). Das Gesetz war mit ein Grund, dass es zum Sturz 

von Suhartos Regime kam. Die danach in Kraft getretenen Bestimmungen wurden 

aufgrund der prekären politischen sowie ökonomischen Lage von lokalen Eliten jedoch 

häufig so ausgelegt, dass die natürlichen Ressourcen weiterhin ausgebeutet werden 

konnten (Pichler 2014: 157f). Die Korruption nahm ihren Lauf (Pye und Bhattacharya 

2013: 65) und es änderte sich wenig am Landrechtszugang der Bäuerinnen und -bau-

ern. Laut Untersuchungen von Cramb und McCarthy hat sich deren Situation sogar 

verschlechtert (2016: 155), denn sie werden seither häufig nur noch als Arbeiter_innen 

in privatwirtschaftlichen Plantageunternehmen eingesetzt (ebd.: 103), wodurch eine 

gesteigerte Produktivität und ein höherer Gewinn erzielt werden kann (Cramb und 

McCarthy 2016: 103f). 
 

Daraus lässt sich schliessen, dass die indonesische Regierung die Umwandlung der 

Natur in ökonomische Güter seit der Regierungszeit des indonesischen Präsidenten 

Sukarno vorantreibt (Fairhead et al. 2013: 289) und Ölpalmplantagen als «Entwick-

lungsmodell» des Landes betrachtet, welche gefördert werden müssen (Pye und Bhat-

tacharya 2013: 56). So kommt es vor allem auf den Inseln Sumatra und Kalimantan 

zu stets neuen Ölpalmplantagen, weil dort die Bevölkerungsdichte geringer und 

                                                        
2 Das ungeschriebene Gewohnheitsrecht indigener Bevölkerungsgruppen Indonesiens wird als „adat“ bezeichnet und gilt als 
traditionelles Rechtssystem. Es richtet sich nach lokalen Gegebenheiten, ist nicht universell gültig und regelt unter anderem 
Landbesitzverhältnisse. Nach Pichlers Beschreibung beziehen sich aber auch andere gesellschaftliche Normen, politische Ent-
scheidungsprozesse sowie Bräuche und Zeremonien auf dieses System (Pichler 2014: 123). 



 14 

dadurch mehr Land für den Anbau vorzufinden ist. Da die Besitzer_innen von Landflä-

chen ausserdem oft nirgends schriftlich festgehalten sind, betrachtet der Staat es als 

öffentliches Land, welches für den Anbau von Ölpalmen verwendet werden kann 

(Fairhead et al. 2013: 289). Demgemäss führt der Palmölanbau vielfach zu Landraub 

und weiteren sozialen Problemen. In Anbetracht dessen und aufgrund der negativen 

Auswirkungen auf die Umwelt ist Palmöl zu einem umstrittenen Rohstoff geworden, 

gegen dessen Herstellung und Verwendung zumindest in der Schweiz Widerstand ge-

leistet wird. Um in Erfahrung zu bringen, was unter anderem die Schweizer Wider-

standsbewegung gegen Palmöl provoziert, werden nachkommend die Folgen des 

Palmölanbaus auf Mensch und Natur veranschaulicht. 
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3. Auswirkungen des Palmölanbaus 
 

Seit der Jahrtausendwende wurden 200 Millionen Hektar Ackerland an Agrarinvesto-

ren verkauft (Landraub 2016). Eine ganze Menge, wird bedacht, dass in Europa ins-

gesamt ungefähr 170 Millionen Hektar Ackerland vorhanden sind (Langbein 2015: 25). 

Nimmt die Produktionsnachfrage ausserdem bis 2050 weiter zu, müssten zusätzliche 

500 Millionen Hektar Land erschlossen werden (ebd.: 12). Das weltweit vorhandene 

Land wird angesichts einer wachsenden Weltbevölkerung sowie der damit einherge-

henden steigenden Produktionsnachfrage von Nahrungsmitteln und anderen Waren 

(Pichler 2014: 81) sowie des kapitalistischen Wirtschafts- und Konsummodells aller-

dings immer knapper (Ferenschild 2013: 4). Doch gerade deshalb liefern sich die EU-

Staaten wie auch die USA und China derzeit ein Rennen um die verbleibenden Böden 

(Chemnitz 2016: 77 sowie Kaphengst und Bahn 2012: 7). Ein Rennen, das des Wei-

teren mit der Nahrungsmittel-, Energie-, Finanzmarkt- und Klimakrise zusammenhängt 

(Kaphengst und Bahn 2012: 26). Zumindest hat die Wahrnehmung der Landwirtschaft 

als Kapitalanlage zugenommen, seit die Lebensmittelpreise aufgrund der Finanzkrise 

2007/08 angestiegen sind (Landraub 2016). Gleichzeitig gewannen die Böden an 

Wert, da sie für die Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse eine zentrale Rolle 

spielen (Patzel 2016: 31). Folglich wurde der Boden zu einem Investitions- und Spe-

kulationsobjekt, mit dem Gewinne erzielt werden können (Glante und Makeschin 2016: 

23 sowie Senft 2013: 28). Dass der Gewinn über Mensch, Tier und Umwelt gestellt 

wird, sehen Cramb und McCarthy zurecht als Problem (Cramb und McCarthy 2016: 

443). Eines, welches den nachkommend dargestellten ökologischen und sozialen Fol-

gen des Palmölanbaus zufolge, auch in der Palmölindustrie besteht. 

 

3.1 Ökologische Folgen 
 

 

Zunächst gilt es zu betonen, dass «weltweit [...] wegen Palmölplantagen rund 190`000 

km2 Regenwald und Torfgebiete verschwunden [sind]. Mehr als 4,5 mal [Schreibweise 

wie im Original] die Fläche der Schweiz» (SRF News 2018: 2f). Ein markanter Wald-

verlust, der laut einem Bericht der UN-Entwicklungsorganisation höchstens bis 2020 

ökologisch in diesem Ausmass tragbar ist (Chemnitz 2016: 77). Erstens zerstören die 

Abholzungen und anschliessenden Brandrodungen3 wichtige Ökosysteme und lassen 

                                                        
3 Unter Brandrodung wird das Roden von Bäumen durch Fällen und Verbrennen verstanden (Duden online 2018). Ein Vorge-
hen das zum Ziel hat Flächen für den Ackerbau oder für Plantagen zu erschaffen (spektrum.de 1999). Ein Prozess der des 
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Pflanzen- sowie Tierarten verschwinden, wodurch die Biodiversität verloren geht 

(Knoke und Inkermann 2015: 9). Zweitens kommt es durch den Humusabbau (Lang-

bein 2015: 117) sowie die Vernichtung von Torfböden (Knoke und Inkermann 2015: 

8), welche als Kohlenstoffspeicher dienen (ebd.: 9), zur Freisetzung von CO2 (Rehe-

feldt 2016: 12). Damit wird der Klimawandel stark vorangetrieben (Die Orang-Utans 

sollen leben 2011). Weiter werden Böden zerstört, weil Palmölplantagen als Monokul-

tur angebaut (Pedersen 2008: 111) und Pestizide sowie Kunstdünger verwendet wer-

den (Knoke und Inkermann 2015: 10 sowie Rehefeldt 2016: 13). Viertens soll nicht 

unerwähnt bleiben, dass der Betrieb von Palmölplantagen enorme Wassermengen be-

ansprucht (Rehefeldt 2016: 13). Die starke Bewässerung der Felder, wie auch die 

schwindenden Bäume und Sträucher, welche als Windschutz dienen würden, führen 

folglich zu Bodenerosionen, wodurch grosse Agrarflächen verloren gehen (Langbein 

2015: 12). Ausserdem gelangen durch die Bewässerung die von Pestiziden und Kunst-

dünger stammenden Giftstoffe ins Grundwasser. Das Trink- und Nutzwasser der loka-

len Bevölkerung wird demnach nicht nur überbeansprucht, sondern obendrein ver-

schmutzt (Rehefeldt 2016: 13 und Hoering 2012: 39f). Die Kontaminierung des Grund-

wassers ist für die lokale Bevölkerung jedoch längst nicht das Hauptproblem. Dieses 

besteht vielmehr darin, dass Palmölplantagen häufig durch die «[...] Inbesitznahme 

von Grund und Boden ungeachtet der bestehenden Eigentumsverhältnisse [...]» (Eng-

lert und Gärber 2014: 7) entstehen – ein Vorgehen, welches mit jenem der Kolonialzeit 

verglichen werden kann und heutzutage als «Land Grabbing» konzeptualisiert wird 

(Landraub 2016). 

 

3.1.1 «Land Grabbing» 
 

 

«Land Grabbing» ist ein globales Phänomen (Kaphengst und Bahn 2012: 23 sowie 

Margulis et al. 2014: 2). Eines, das weder einheitlich noch abschliessend definiert ist 

(Opel 2016: 18), da es sich aufgrund unterschiedlicher Landzugangs- und Nutzungs-

rechte in jeder Gesellschaft anders äussert (Backhouse 2015: 17). Grundsätzlich wird 

darunter aber «[...] das Agieren staatlicher Akteure und privater Investoren aus Indust-

rie- und Schwellenländern [verstanden], welche sich mittels ausländischer Direktinves-

                                                        
Weiteren meist in tropischen und subtropischen Regionen stattfindet und Boden für eine kurzfristige landwirtschaftliche 
Nutzung zugänglich macht (spektrum.de 2001). 
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titionen in Form langfristiger Pacht- und Kaufverträge überdurchschnittlich grosse Ag-

rarflächen in Entwicklungsländern sichern, um dort Nahrungsmittel oder Energiepflan-

zen [agrarindustrielle Flex-Crop-Produkte4] für den Export anzubauen» (Opel 2016: 

19). Die Landzugangs- und Nutzungsrechte der Indigenen werden bei einer solchen 

Aktion oftmals ignoriert und es kommt zu unrechtmässigen Enteignungen, Vertreibun-

gen sowie Änderungen in den Eigentumsrechten und den sozialen Verhältnissen 

(Backhouse 2015: 12 und Backhouse et al. 2013: 249). Deshalb verstehen Englert und 

Gärber unter «Land Grabbing» auch «[...] die Aneignung von Boden [...] ohne grosse 

Rücksicht auf rechtliche oder soziale Rahmenbedingungen [...]» (Englert und Gärber 

2014: 135). Sowohl Kaphengst und Bahn, wie auch Englert und Gärber betonen wei-

ter, dass Investoren absichtlich Länder mit fehlenden oder schwachen Rahmenbedin-

gungen und Rechtsstrukturen, sprich mit unklaren Landeigentums- und Nutzungsrech-

ten sowie korrupten Regierungen auswählen, um Landgeschäfte einfacher abschlies-

sen zu können (Kaphengst und Bahn 2012: 25 sowie Englert und Gärber 2014: 146). 

Da sich Landkäufe somit oft in einem rechtlichen Graubereich abspielen, werden sie 

unauffällig abgewickelt (Englert und Gärber 2014: 139). Zahlenangaben zu diesem 

Phänomen müssen deshalb mit Vorsicht genossen werden (Opel 2016: 38). Nach 

Englert und Gärber ist es dennoch «[...] unangebracht, «Land Grabbing» einseitig ne-

gativ zu sehen» (2014: 145). So würden «[...] durchaus Chancen in diesen Geschäften 

[bestehen] [...]» (Englert und Gärber 2014: 145). Demnach sehen Befürworter_innen 

von Landnahmen den besseren Zugang zur Technologie, zu Innovationen und Arbeits-

märkten als gewinnbringend. Die Produktion könne dadurch gesteigert und die Ernäh-

rungsbasis der lokalen Bevölkerung gesichert werden. Ausserdem würden die Export-

einnahmen zunehmen (Englert und Gärber 2014: 136 und Opel 2016: 20). Dass durch 

«Land Deals» (Landgeschäfte) mit grossen Agrarkonzernen und der von diesen im 

Anschluss betriebenen Plantagenwirtschaft des Weiteren neue Beschäftigungsmög-

lichkeiten geschaffen werden (Englert und Gärber 2014: 137 sowie Knoke und Inker-

mann 2014: 11), ist eine umstrittene Annahme. In Anbetracht der zunehmenden Me-

chanisierung in der Agroindustrie, kommt es eher zu einem Stellenabbau (Landraub 

2016). Gleichzeitig resultiert aus der Verdrängung der Subsistenzwirtschaft ein Verlust 

von lokalem Wissen sowie Anpassungsstrategien und mehr Menschen sind fortan auf 

                                                        
4 «Flex Crop» wird von Margulis et al. wie folgt definiert: «[...] crops and commodities with multiple and flexible use – across 
food, feed, and fuel complexes and industrial commodities [...]. The four currently most popular flex crops are maize, oil palm, 
soybean, and sugarcane» (Margulis et al. 2014: 162). 
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Lohnarbeit angewiesen (Englert und Gärber 2014: 139 sowie Hoering et al. 2009: 11). 

Eine Entwicklung durch welche sich die Lebenssituation von Kleinbäuerinnen und - 

bauern drastisch verschlechtern kann (Die Welt im Ausverkauf 2013). Inwiefern, zeigt 

die nachfolgende Darstellung. 

 

3.2 Soziale Folgen 
 

Kleinbäuerinnen und -bauern verlieren durch Landnahmen ihr kulturelles Erbe, wie 

auch die Lebensgrundlage (Cramb und McCarthy 2016: 284) und sehen sich aufgrund 

von Umsiedlungen (Pedersen 2008: 110) nicht selten mit ethnischen Konflikten kon-

frontiert (Knoke und Inkermann 2014: 11). Ihre Grundnahrungsmittel müssen sie zu-

dem fortan auf schlechteren Böden anbauen, oder sie werden bei einem Palmölkon-

zern als günstige Arbeitskraft eingestellt (Ferenschild 2013: 4). Nach Ferenschild ist 

eine Anstellung als Plantagearbeitskraft für Kleinbäuerinnen und -bauern nicht gewinn-

bringend, weil sie damit durchschnittlich dreimal weniger Lohn verdienen, als wenn sie 

eine eigene, circa zwei Hektar grosse Ölpalmfläche bewirtschaften können (2013: 32). 

Eine Tatsache, welche die Investoren wenig zu interessieren scheint. Denn diese sind 

vielmehr darauf aus, möglichst viel und günstig zu produzieren, Arbeitskräfte einzu-

sparen und die ökonomische Wertschöpfungskette zu steigern (Englert und Gärber 

2014: 146). Demnach werden weiterhin Arbeitsvermittler_innen in Regionen reisen, 

um die dort lebenden mittellosen Menschen Verträge unterschreiben zu lassen, die 

angeblich lukrative Jobangebote auf Palmölplantagen betreffen (Knoke und Inker-

mann 2015: 14). Verträge, die verwirrend sind (Die Welt im Ausverkauf 2013) sowie 

juristische Phrasen enthalten (Knoke und Inkermann 2015: 14), welche von der länd-

lichen Bevölkerung, die oft nicht lesen und schreiben kann (Kaphengst und Bahn 2012: 

47), kaum verstanden werden. Mittelose, die solche intransparenten Verträge ab-

schliessen, kommen dadurch in eine noch misslichere Lage (Knoke und Inkermann 

2015: 14). Erstens sind keine Sozialversicherungssysteme vorhanden, welche den Ar-

beiter_innen finanzielle Sicherheit gewähren (Knoke und Inkermann 2015: 11). Eine 

Absicherung, die wichtig wäre, wird bedacht, dass die Beschäftigung im Palmölsektor 

saisonal ist (Ferenschild 2013: 31). Zweitens herrschen auf den Plantagen und in den 

Fabriken elende Arbeitsbedingungen (Knoke und Inkermann 2015: 14) und Zwangs- 

sowie Kinderarbeit (Rehefeldt 2016: 14). Nicht zu vergessen ist drittens die schlechte 

und unregelmässige Bezahlung, die sich nach Quoten richtet. Werden die Quoten 
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nicht erreicht, wird der Lohn gekürzt. Wird mehr Arbeit verrichtet, erhalten die Ange-

stellten jedoch keinen höheren Lohn (Knoke und Inkermann 2015: 14). Viertens herr-

schen in den Massenunterbringungen unhygienische, gesundheitsgefährdende Bedin-

gungen. Gesundheitliche Probleme entstehen aber auch aufgrund der Verwendung 

des in Europa verbotenen Herbizids5 Paraquat (Pedersen 2008: 111). In Anbetracht 

der tendenziell elenden Arbeitsbedingungen, ist eine Anstellung als Plantagenarbei-

ter_in keine dauerhafte Option (Ferenschild 2013: 31). 
 

Unter anderem aufgrund dieser dargestellten Auswirkungen des Palmölanbaus ist in 

der Schweiz eine «unheilige Allianz» entstanden, die Widerstand gegen die Gewin-

nung und Verwendung von Palmöl leistet. Um diesen Widerstand korrekt einzuordnen, 

findet im Folgenden eine terminologische Klärung des Begriffs statt. Ausserdem wird 

aufgezeigt, wie sich Widerstand von Protest unterscheidet und warum dieser oft in 

Form einer sozialen Bewegung zum Vorschein kommt. 

 

  

                                                        
5 Als Herbizid wird ein Unkraut vernichtendes chemisches Mittel verstanden (Duden online 2018). 
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4. Schweizer Auflehnung gegen den Palmölhandel 
 

4.1 Protest und Widerstand – Theoretische Grundlagen 
 

Wird ein Blick in die Forschungsliteratur geworfen, lässt sich erkennen, dass der Wi-

derstandsbegriff unterschiedlich definiert wird (Elpel 2017: 34 und Leidinger 2015: 39). 

Dies liegt daran, dass Widerstand diverse Formen annehmen und daher auch von 

verschiedenen Blickwinkeln aus betrachtet und analysiert werden kann (Elpel 2017: 

52). Dementsprechend besteht das Ziel dieses Unterkapitels nicht darin, eine ab-

schliessende Definition zum Widerstandbegriff zu formulieren. Vielmehr geht es um 

die Darlegung einiger Auffassungen von Widerstand und den Versuch, diesen vom 

Protestbegriff abzugrenzen. 
 

Wie Untersuchungen zeigen, wird unter dem Protestbegriff ein Kommunikationsver-

fahren verstanden (Leidinger 2015: 35 und Kern 2008: 135). Er gilt als eine bestimmte 

Mitteilungsform (Pross 1992: 18 zitiert nach Leidinger 2015: 34) bei der ein Individuum 

oder ein Kollektiv Kritik äussert und Widerspruch thematisiert (Baringhorst 2014: 94 

zitiert nach Leidinger 2015: 35). Das Protestieren ist demnach ein zur Sprache bringen 

von Missbilligungen (Duden online 2018) sowie ein Akt der Auflehnung (Pross 1992: 

18 zitiert nach Leidinger 2015: 34). Ein Akt, bei dem es darum geht die Öffentlichkeit 

über (drohende) Missstände aufmerksam zu machen, deren Zustimmung zu erlangen 

(Balint et al. 2014: 9 zitiert nach Leidinger 2015: 34) und sie zum Handeln aufzufordern 

(Rucht et al. 1992: 4 zitiert nach Leidinger 2015: 33). Folglich wird durch das Protes-

tieren ein Zeichen gesetzt (Leidinger 2015: 10), da deutlich gemacht wird, dass ein 

«[...] drohender Missstand nicht widerspruchslos hingenommen wird» (Gherairi 2015: 

66 zitiert nach Leidinger 2015: 35). Gegen den (drohenden) Missstand wird jedoch erst 

in einem zweiten Schritt etwas unternommen – dem des Widerstandleistens. Demnach 

unterscheiden sich Protest und Widerstand wie folgt voneinander: 
 

«Protest ist, wenn ich sage, das und das passt mir nicht, 

Widerstand ist, wenn ich dafür sorge, dass das, was mir nicht passt, nicht länger geschieht» 

(Dale A. Smith, Vietnamkonferenz Berlin 1968 zitiert nach Leidinger 2015: 33). 
 

Somit wird häufig erst durch den Protest ausgelöst, dass Widerstand geleistet wird. 

Das Protest- und Widerstandsmotiv ist allerdings identisch und besteht meist darin, 

einen sozialen Wandel herbeizuführen, zu verhindern oder rückgängig zu machen 

(Leidinger 2015: 18). 
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Eine solche Veränderung oder Erhaltung des gesellschaftlichen Ist-Zustands wird des 

Weiteren oft durch eine soziale Bewegung erreicht (Beyer und Schnabel 2017: 13f). 

Eine Bewegung, die ein Zusammenschluss aus Einzelpersonen, Organisationen, Ge-

werkschaften, Berufsverbänden, Lobbygruppen, Parteien sowie den Massenmedien 

sein kann (Leidinger 2015: 19 und Kern 2008: 132, 170) und deren Bestehen mit der 

Ressourcenmobilisierungstheorie begründet werden kann. Die Theorie geht davon 

aus, dass eine soziale Bewegung entsteht, weil «[...] individuelle Ressourcen zeit- und 

kosteneffektiv [zusammengeführt] [...]» (Beyer und Schnabel 2017: 69) sowie organi-

siert werden (ebd.: 66) und dadurch mehr individuelle oder kollektive Akteurinnen und 

Akteure mobilisiert und Ziele erreicht werden können (ebd.: 16). Dass bei einem sol-

chen Zusammenschluss die Ansichten der beteiligten Akteurinnen und Akteure nicht 

immer vollständig übereinstimmen, sieht der Soziologe Thomas Kern keineswegs als 

Problem (2008: 171). Vielmehr betont er: «[...] je breiter die abgebildete Meinungsviel-

falt [ist], desto mehr Möglichkeiten zur Einwirkung auf die Öffentlichkeit stehen offen» 

(Kern 2008: 162). Das heisst, die Chance eine breite Anhängerschaft zu erreichen, ist 

grösser, wenn eine soziale Bewegung aus vielfältigen Akteurinnen und Akteuren be-

steht (Kern 2008: 165, 171). Überdies ist es von Vorteil, wenn mit diversen Medien 

zusammengearbeitet wird, denn diese stellen eine wichtige Plattform für öffentliche 

Diskussionen dar (Kern 2008: 158), erhöhen die Sichtbarkeit des Problems, führen 

ausserdem zu weniger Kommunikationskosten und nicht zuletzt erschaffen und ver-

breiten sie eine kollektive Identität (Beyer und Schnabel 2017: 200). Dementsprechend 

stellen die Massenmedien einen wichtigen Koalitionspartner dar, mit dem auf effiziente 

Art und Weise Sympathisantinnen und Sympathisanten gewonnen werden können. 

Nicht zu vergessen ist allerdings, dass das Bewegungskollektiv wieder in Teilgruppen, 

sogenannte Bewegungsorganisationen zerfällt, wenn der Soll-Zustand erreicht oder 

der Ist-Zustand erfolgreich erhalten wurde (Beyer und Schnabel 2017: 16). 
 

Die Forschung kommt zum Schluss, dass eine breite Koalition und somit sowohl das 

Zusammenlegen finanzieller Ressourcen, wie auch die Koordination unterschiedlicher 

Mobilisierungs- und Handlungsstrategien (Leidinger 2015: 18 sowie Beyer und Schna-

bel 2017: 16), in Kombination mit dem Rückgriff auf bestehende Kommunikationsnetz-

werke (Beyer und Schnabel 2017: 115), sich positiv auf das Einflusspotenzial und die 

Durchsetzungsfähigkeit auswirken können (Kern 2008: 48, 118). Die Annahme, dass 

der von einem Kollektiv ausgeübte Widerstand höhere Erfolgschancen aufweist, ist 

deshalb gerechtfertigt (Elpel 2017: 51). Es ist somit anzunehmen, dass sich aus diesen 
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Gründen in der Schweiz eine «unheilige Allianz» geformt hat, die den Ausschluss von 

Palmöl aus den Freihandelsabkommen mit Malaysia und Indonesien erreichen will. 

 

4.2 Freihandelsabkommen mit Malaysia und Indonesien 
 

Seit 2012 ist die Schweiz im Rahmen der Verhandlungen mit der Europäische Frei-

handelsassoziation (EFTA) bestrebt mit Malaysia ein Freihandelsabkommen zu reali-

sieren und die Handelsbeziehungen zu verstärken (Bruno Manser Fonds et al. 2017: 

1). Auch wurden im Jahr 2014 mit Indonesien die Gespräche über ein Freihandelsab-

kommen wieder aufgenommen (Rist 2018: 1). Ein Abschluss des Abkommens ist al-

lerdings mit Malaysia auch nach sieben vom Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) 

geführten Verhandlungsrunden noch nicht in Sicht (Stünzi Kerzers 2016: 3 und Bruno 

Manser Fonds et al. 2017: 1). Der Grund dafür liegt bei der Palmölfrage. Während 

Malaysia eine Zollbefreiung für Palmölimporte in die Schweiz fordert (Braunschweig 

2017: 13 und Bruno Manser Fonds et al. 2017: 1) und auch Indonesien Zollvergünsti-

gungen beantragt (Grossenreiter 2018: 1), sieht die «unheilige Allianz» diese Forde-

rung als Problem. Warum dies so ist und weswegen zwischen der Allianz auf der einen 

Seite und dem Bundesrat Schneider-Ammann und dem SECO auf der anderen Seite 

Unstimmigkeiten herrschen, wird im folgenden Unterkapitel dargelegt. 

 

4.2.1 Streitpunkt Palmöl 
 

Laut der «unheiligen Allianz» stellt der Erlass oder die Vergünstigung des Zolls auf das 

pflanzliche Öl einen Produktionsanreiz dar. Demzufolge nehmen die Palmölplantagen, 

die Palmölherstellung und auch der Export des Öls bei einer Lockerung oder Aufhe-

bung des Zolls weiter zu (Braunschweig 2017: 13). Infolgedessen kommt es zu weite-

ren Umweltschäden sowie Menschenrechtsverletzungen – wie diese in Kapitel 3 aus-

führlich dargelegt wurden – welche die Schweiz durch ein Anerkennen der malaysi-

schen oder indonesischen Forderungen gutheissen würde (Parlamentarischer Vor-

stoss M 208-2017 in Antwort des Regierungsrats des Kantons Bern 2017: 2). Da sich 

die Schweiz international für das Einhalten der Menschenrechte stark macht und Ma-

laysia weder die UNO-Menschenrechtspakte, noch die Kernübereinkommen der inter-

nationalen Arbeitsorganisation (ILO) achtet (Bruno Manser Fonds et al. 2017: 1f), 

würde sie zugleich der eignen politischen Position widersprechen (Public Eye Bern 
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2017: 1f). Überdies käme die Schweiz ihrem Anspruch der Verbreitung von umwelt-

verträglichen sowie ressourcenschonenden Konsummustern nicht nach. Ein Vorha-

ben, welches der Bundesrat verfolgt, weil ungefähr ein Drittel der von der Schweiz 

verursachten Umweltbelastung auf die Ernährungsweise von Schweizerinnen und 

Schweizer zurückzuführen ist (Bruno Manser Fonds et al. 2017: 1). 
 

Insbesondere der Bauernverband sieht das Gewähren der malaysischen und indone-

sischen Forderung ausserdem als «[...] im Widerspruch zu den agrarpolitischen An-

strengungen des Bundes für eine ökologisch und wirtschaftlich überlebensfähige 

[Schweizer] Landwirtschaft» (Bruno Manser Fonds et al. 2017: 1) stehend und betont 

weiter, dass steigende Palmölimporte negative Auswirkungen auf die inländische Pro-

duktion von Raps hätten. Durch den Rückgang der Ölsaatenproduktion würde es nicht 

nur zu einer schlechten Auslastung der Infrastruktur kommen, wodurch das Know-how 

zu den Produktionsinstallationen abnehmen und die Konkurrenzfähigkeit gefährdet 

wäre, sondern auch zu einem Verlust von Arbeitsplätzen sowie zu niedrigeren Ein-

kommen für Bauernfamilien. Der Rückgang von Raps- und Sonnenblumenanbau wür-

den zudem eine Abwertung des Schweizer Landschaftsbilds und eine Bedrohung für 

die Bodenfruchtbarkeit bedeuten. Demnach ist eine abwechslungsreiche Fruchtfolge 

wichtig, um Krankheiten, Schädlinge sowie Unkrautprobleme zu verhindern. Ausser-

dem wäre der Rückgang besonders für Bienen und andere Insekten verheerend, da 

es für diese zu einem Nahrungsverlust kommt (ebd.: 5). Nicht zu vergessen ist ferner 

das Argument, dass ein vermehrter Konsum der in Palmöl enthaltenen gesättigten 

Fettsäuren das Risiko von Herzkreislaufkrankheit erhöht, im Gegensatz zu den im 

Rapsöl enthaltenen ungesättigten Fettsäuren (ebd.: 2017: 4). 
 

In Anbetracht der angeführten, möglichen Auswirkungen lehnt die «unheilige Allianz» 

die Forderung von Malaysia und Indonesien nach einer Zollbefreiung oder -vergünsti-

gung ab und verlangen den Ausschluss von Palmöl aus den Freihandelsabkommen 

(Braunschweig 2017: 13). Da Palmöl allerdings zu den Hauptexportinteressen der bei-

den Länder gehört (Antwort des Bundesrates auf die Motion 16.3558 von Claudia 

Friedl 2016: 2), äussert sich das Staatssekretariat für Wirtschaft gegenüber der For-

derung kritisch. So würde deren Umsetzung den Abschluss der Abkommen gefährden, 

denn die Handelsinteressen von Malaysia und Indonesien wären nicht mehr gedeckt 

(Rist 2018: 1). Diese zu einem Ende zu bringen und damit die Handelsbeziehung zu 

den beiden Ländern aufrechtzuerhalten sei aber wichtig, da sowohl Malaysia, als auch 
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Indonesien aufgrund der grösser werdenden Mittelklasse (ebd.: 1) für die Schweiz ei-

nen vielversprechenden Absatzmarkt darstellen (Antwort des Regierungsrats des Kan-

tons Bern auf den parlamentarischen Vorstoss M 208-2017 2017: 3) und für die Wirt-

schaft daher gewinnbringend sein können. Würden die Abkommen nicht zustande 

kommen, sind den Aussagen des Bundesrates zufolge Schweizer Exporteure gegen-

über den Hauptkonkurrenten aus dem Ausland benachteiligt (Antwort des Bundesra-

tes auf die Motion 16.3332 von Jean-Pierre Grin 2016: 2). So dürfe nicht vergessen 

werden, dass die EU mit Malaysia und Indonesien ebenfalls über ein Abkommen mit 

ähnlichen Inhalten verhandle (Rist 2018: 1 und Antwort des Bundesrates auf die Mo-

tion 16.3332 von Jean-Pierre Grin 2016: 2). Für den Bundesrat stellt der Ausschluss 

von Palmöl aus den Freihandelsabkommen jedoch nicht nur aufgrund des wirtschaft-

lichen Aspekts keine Option dar, sondern auch, weil die Umwelt- und Menschenrechts-

situation des Partnerlandes dadurch nicht verbessert werden könne. Vielmehr gelte es 

durch einen fortwährenden, konstruktiven Dialog und die Zusammenarbeit Bedingun-

gen zu schaffen, mit denen die Anbaumethoden und Arbeitsbedingungen im Palmöl-

bereich nachhaltig verbessert werden (Antwort des Bundesrates auf die Motion 

15.3130 von Rosmarie Quadranti 2015: 2, Antwort des Regierungsrates auf den Vor-

stoss M 208-2017 Hebeisen-Christen et al. 2017: 3 und Antwort des Bundesrates auf 

die Motion 16.3332 von Jean-Pierre Grin 2016: 1f). Der Bundesrat verweist diesbe-

züglich stets auf den 2004 gegründeten Runden Tisch für nachhaltiges Palmöl (Ant-

wort des Bundesrates auf die Interpellation 15.3716 von Maya Graf 2015: 1f) – ein 

Zusammenschluss aus «[...] Plantageunternehmen, Weiterverarbeitungs- und Han-

delsbetriebe[n], Konsumgüterhersteller[n], Einzelhandelsunternehmen, Banken und 

Investoren, Umwelt-NGOs sowie soziale[n] und entwicklungspolitische[n] NGOs» 

(Pichler 2014: 186), dem somit nicht nur NGOs, sondern auch diverse Akteurinnen 

und Akteure entlang der Wertschöpfungskette angehören (Pichler 2014: 186). Diese 

sogenannte Multi-Stakeholder-Organisation hat diverse Prinzipien und Kriterien ins 

Leben gerufen, die von Plantageunternehmen und Ölmühlen bei der Palmölherstel-

lung befolgt werden müssen, damit deren Öl als nachhaltig zertifiziert wird (ebd.: 187). 

Eine solche Nachhaltigkeitszertifizierung wird von der «unheiligen Allianz» allerdings 

in mehreren Hinsichten als problematisch angesehen. 
 

Erstens besteht kein Konsens dazu, was unter Nachhaltigkeit verstanden wird (Maier 

2016: 367). Als dehnbarer Begriff kann dieser nicht abschliessend definiert werden 

(Landraub 2016). Zweitens ist umstritten, ob Palmöl überhaupt nachhaltig hergestellt 
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werden kann (Parlamentarischer Vorstoss M 208-2017 in Antwort des Regierungsrats 

des Kantons Bern: 2). Drittens wird den Prinzipien und Kriterien des RSPO eine feh-

lende Wirkkraft vorgeworfen (Pichler 2014: 188 und Schweizerische Koalition 2018: 

2), da sie freiwillig sind und von den Staaten weder verfasst, kontrolliert, noch verlangt 

werden (Hansmann et al. 2016: 58 und Bonati 2018: 2). Zudem sind keine Sanktions-

möglichkeiten definiert (Knoke und Inkermann 2015: 23). In Anbetracht dessen liegt 

es im Trend, dass sich Unternehmen selber Nachhaltigkeitslabels verleihen (Landraub 

2016). Viertens dominieren aus Sicht der Kritikerinnen und Kritiker am Runden Tisch 

für nachhaltiges Palmöl die Unternehmensinteressen (Pichler 2014: 189 und von Geib-

ler 2010: 313). Eine RSPO-Mitgliedschaft würde ebenfalls häufig als Imagepflege 

missbraucht, weshalb «Greenwashing»6 ein weiteres Problem darstellt (Pichler 2014: 

190) und Teilnahme nicht unbedingt zu einer nachhaltigeren Produktionsweise führe 

(Oels 2007: 28). Des Weiteren werde nicht nur Kleinbäuerinnen und Kleinbauern zu 

wenig Mitspracherecht eingeräumt (Pichler 2014: 191), sondern auch der Wissen-

schaft. Diese sollte laut der Nachhaltigkeitsexpertin Elisabeth Bürgi Bonanomi eben-

falls Mitglied des RSPO sein (Bonati 2018: 2) und Von Geibler zufolge die Wirksamkeit 

des RSPO prüfen (2010: 313). 
 

Die «unheilige Allianz» zeigt sich deshalb nicht einverstanden mit dem Vorschlag des 

Bundesrates, bloss die Anbaumethoden und Arbeitsbedingungen im Palmölbereich zu 

verbessern. Laut ihnen gibt es kein nachhaltig produziertes Palmöl (Parlamentarischer 

Vorstoss M 208-2017 in Antwort des Regierungsrats des Kantons Bern 2017: 2). Das 

RSPO-Label lehnen sie demzufolge ab (Schweizerische Koalition 2018: 2). Dieses sei 

lediglich dazu da, um das Gewissen der Lebensmittelindustrie zu beruhigen. Das 

Palmölproblem werde auf diese Art und Weise jedoch nicht gelöst. Vielmehr liege der 

Schlüssel zum Erfolg im Senken des Palmölverbrauchs (Demuth 2017: 4). Diese Auf-

fassung widerspiegelt unter anderem auch die im Februar 2018 mit 140 zu 35 Stimmen 

(zehn Stimmenthaltungen) angenommene Motion des SVP-Nationalrats Jean-Pierre 

Grin, bei welcher der Ausschluss von Palmöl aus dem Freihandelsabkommen mit Ma-

laysia gefordert wird (Bruno Manser Fonds 2018: 1). Zusätzlich zur Motion von Jean-

Pierre Grin hat am 1. Februar 2018 die «unheilige Allianz» einen offenen Brief an den 

Bundesrat Johann Schneider-Ammann und die indonesische Regierung eingereicht, 

                                                        
6 Greenwashing ist der «[...] Versuch von Unternehmen, durch Marketing- und PR-Maßnahmen ein „grünes Image“ zu erlan-
gen, ohne allerdings entsprechende Massnahmen im Rahmen der Wertschöpfung zu implementieren» (Gabler Wirtschafts-
lexikon online 2018: 1). 
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der den Ausschluss von Palmöl aus dem Freihandelsabkommen mit Indonesien ver-

langt (Schweizerische Koalition zu Palmöl 2018: 1f). Sowohl die Vorstösse in Form 

von Motionen und Interpellationen, wie auch der offene Brief der «unheiligen Allianz» 

sind Widerstandsarten. Da sich die Arbeit mit der Fragestellung beschäftigt, aus wel-

chen Gründen und in welcher Art und Weise in der Schweiz Widerstand gegen die 

Gewinnung und Verwendung von Palmöl geleistet wird, gilt es im fortfahrenden Unter-

kapitel 4.2.2 insbesondere den «offenen Brief» theoretisch einzuordnen und seine Wir-

kung aufzuzeigen. 

 

4.2.2 «Offene Briefe» und Boykotte als Formen des Widerstands 
 

Petitionen und «offene Briefe» stellen eine intermediäre Form politischer Aktion dar 

und greifen direkt in eine politische Auseinandersetzung ein (Leidinger 2015: 90). Ein 

offener Brief wird demgemäss einer prominenten Persönlichkeit oder Institution über-

geben, wie auch der Presse, damit diese ihn veröffentlichen kann. Es ist ein Brief, der 

gesellschaftspolitische Themen behandelt sowie Probleme anspricht, welche die All-

gemeinheit betreffen. Zudem nimmt sich der Brief der aufgegriffenen Thematik kritisch 

an (Wörterbuch Wortbedeutung.info 2018: 1). Mit einem offenen Brief fordern diejeni-

gen, die ihn erstellt haben, eine öffentliche Stellungnahme zum dargelegten Gegen-

stand und üben damit Druck auf Instanzen aus, die Entscheidungsgewalt besitzen 

(SRF 2018: 1 und Schweizerische Koalition zu Palmöl 2018: 2). Im Falle des Freihan-

delsabkommens mit Malaysia oder Indonesien sind diese Instanzen der Bundesrat Jo-

hann Schneider-Ammann, das SECO sowie die indonesische Regierung. Das unter 

Druck setzen von Einflussträger_innen ist jedoch nicht der einzige Effekt eines «offe-

nen Briefes». Diesen als Widerstandsform zu wählen macht auch deshalb Sinn, weil 

für gewöhnlich mit den Medien zusammengearbeitet wird. Diese sind insofern von 

zentraler Bedeutung, weil sie als Plattform für öffentliche Diskussionen (Kern 2008: 

158) die Sichtbarkeit eines Problems um ein Vielfaches erhöhen und die Kommunika-

tionskosten senken (Beyer und Schnabel 2017: 200). Eine Medienresonanz zu erzeu-

gen ist also von grossem Vorteil. Der «unheiligen Allianz» ist es gelungen eine solche 

Resonanz zu erzeugen. Begründet werden kann dieser Erfolg allerdings nicht nur mit 

dem offenen Brief als Form einer politischen Aktion. Vielmehr wurde bereits aufgrund 

der ungewöhnlichen Konstellation der Akteurinnen und Akteure – dass sich ideolo-
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gisch fremde Gruppen zusammenschliessen – die Aufmerksamkeit der Medien er-

langt. Die von Kern 2008 im Buch «Soziale Bewegungen. Ursachen, Wirkungen, Me-

chanismen» vertretene These, dass es einfacher ist, auf die Öffentlichkeit einzuwirken 

und eine breite Anhängerschaft zu erreichen, wenn eine soziale Bewegung aus viel-

fältigen Akteurinnen und Akteure besteht, wird demzufolge klar bestätigt (2008: 162). 
 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der offene Brief sowohl als Protestaktion, 

wie auch als Widerstandsform gewertet werden kann. Begründet werden kann diese 

Annahme wie folgt: Es sei in Erinnerung gerufen, dass nach Dale A. Smith ein Protest 

als solcher bezeichnet wird, wenn ausgesprochen wird, was einem nicht passt (Dale 

A. Smith, Vietnamkonferenz Berlin 1968 zitiert nach Leidinger 2015: 33). Da die «un-

heilige Allianz» in dem von ihr verfassten offenen Brief ihre Missbilligung gegenüber 

den negativen ökologischen und sozialen Folgen der Palmölherstellung zum Ausdruck 

bringt und dadurch begründet, warum sie gegen eine Befreiung oder Vergünstigung 

von Palmöl-Zollkosten ist, kann der offene Brief als Protestaktion gesehen werden. Als 

Form von Widerstand gilt er hingegen, da erstens die verschiedenen Mitglieder der 

Koalition den offenen Brief aktiv gemeinsam verfasst haben und darin zweitens die 

zuständigen Instanzen dazu auffordern, Palmöl aus dem Freihandelsabkommen mit 

Indonesien auszuschliessen. Mit dem verlangten Palmölboykott thematisiert die un-

heilige Allianz drittens ausserdem den Palmölkonsum (Kern 2008: 50) und verweist 

auf die Verantwortung der Konsumierenden (Leidinger 2015: 99). So könne jede/r Ein-

zelne durch den Boykott von Palmöl ein Zeichen setzen (Kaphengst und Bahn 2012: 

86). Viertens erreicht die Allianz eine öffentliche Stellungnahme von den politischen 

und wirtschaftlichen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger und setzt 

diese insofern unter Druck, als dass eine umfassende und transparente Kommunika-

tion gefordert wird (Schweizerische Koalition zu Palmöl 2018). Durch den offenen Brief 

werden die Verantwortlichen überdies darauf aufmerksam gemacht, dass ihr Tun unter 

Beobachtung steht. Demgemäss nimmt die «unheilige Allianz» und infolge der Öffent-

lichkeitsarbeit auch die Zivilgesellschaft die Rolle des «watchdog» ein (Kaphengst und 

Bahn 2012: 85). Die zuständigen Instanzen werden infolgedessen bestrebt sein, Be-

schlüsse zu treffen, mit welchen auch die Widerstandleistenden einverstanden sind. 
 

Die dargestellten Ergebnisse rechtfertigen abschliessend die Aussage, dass in der 

Schweiz Widerstand gegen die Gewinnung und Verwendung von Palmöl geleistet 

wird, obwohl dessen Akteurinnen und Akteure von den Menschenrechtsverletzungen 



 28 

nicht selbst betroffen sind (Elpel 2017: 37). In Indonesien wird hingegen kaum Wider-

stand geleistet und wenn, dann in erster Linie gegen Landraub (Kaphengst und Bahn 

2012: 77). Weshalb dies so ist, wird in einem letzten Schritt dargelegt. 
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5. Leistet Indonesien Widerstand gegen den Palmölanbau? 
 

Während NGOs wie WAHLI zum einen die Politik und zum andern die Öffentlichkeit 

durch Kampagnen auf die negativen Folgen der Ölpalmplantagen aufmerksam ma-

chen und gegen Palmöl protestieren (Brot für alle 2017: 1f), spricht sich die indonesi-

sche Regierung nur ungern für eine nachhaltige Bewirtschaftung und der damit ein-

hergehenden Bekämpfung der ökologischen und sozialen Auswirkungen des Palm-

ölanbaus aus. Begründet werden kann diese Annahme damit, dass sich der aus 

Palmöl hervorgehende Gewinn durch eine derartige Bewirtschaftung verringern und 

die Entwicklungs-, sprich Modernisierungspläne der Regierung Indonesiens gefährden 

würde (Pichler 2014: 158, 164). Laut Cramb und McCarthy ist das Bedürfnis nach 

«Entwicklung» des Weiteren auch bei unabhängigen Kleibäuerinnen und -bauern stark 

ausgeprägt (Cramb und McCarthy 2016: 284), weswegen nach Möglichkeiten gesucht 

wird, um den eigenen «Fortschritt» voranzutreiben. Palmöl bietet eine solche Möglich-

keit, denn sein Anbau weist gleich mehrere Vorteile auf (Fairhead et al. 2013: 298). Es 

sei allerdings nachdrücklich bemerkt, dass es sich um Vorteile für unabhängigen Klein-

bäuerinnen und -bauern handelt. Plantagenarbeiter_innen profitieren kaum von der 

Palmölindustrie. Vielmehr werden sie, wie im Kapitel 3.2 ausführlich illustriert, ausge-

beutet. 
 

Unabhängige Kleinbäuerinnen und -bauern können mit eigenen Palmölfeldern höhere 

Erträge erwirtschaften, als bei anderen «cash crops»7 (Kubitza et al. 2018: 108) oder 

Berufstätigkeiten (Fairhead et al. 2013: S. 295). Das gesteigerte Einkommen erleich-

tert sodann den Zugang zu Bildung sowie dem Gesundheitswesen und lässt ferner 

Anschaffungen wie die von Motorrädern oder elektronischen Geräten zu (Cramb und 

McCarthy 2016: 284). Zweitens ist die Bewirtschaftung von Ölpalmen nicht sehr ar-

beitsintensiv (Kubitza et al. 2018: 108), weshalb Arbeitskräfte eingespart oder land-

wirtschaftliche Betriebe erweitert werden können (Kubitza et al. 2018: 111). Das heisst, 

es besteht die Möglichkeit zusätzliches Land zu kultivieren, ohne dass in mehr Arbeits-

kräfte investiert werden muss (Kubitza et al. 2018: 113f). Jedoch kann auch auf die 

Erweiterung eines landwirtschaftlichen Betriebes verzichtet und anstelle dessen die 

Zeit für andere, nicht landwirtschaftliche Tätigkeiten genutzt werden (Kubitza et al. 

2018: 111). 
 

                                                        
7 Unter «cash crops» werden für den Markt hervorgebrachte Agrarprodukte verstanden (Gabler Wirtschaftslexikon online 
2018: 1). 
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Kubitza et al. sowie Cramb und McCarthy kommen aufgrund der dargestellten Ergeb-

nisse zum Schluss, dass nicht nur grosse Plantageunternehmen von Palmöl profitie-

ren, sondern auch zahlreiche unabhängigen Kleinbauernhaushalte (Kubitza et al. 

2018: 114 sowie Cramb und McCarthy 2016: 284). Folglich leisten zumindest unab-

hängige Bäuerinnen und Bauern keinen Widerstand gegen Palmöl. Vielmehr versu-

chen diese weiteres Land in ihren Besitz zu bringen, um Ölpalmen anzupflanzen 

(Cramb und McCarthy 2016: 301). Dabei schrecken sie vor der Plünderung von natür-

lichen Ressourcen nicht zurück (Cramb und McCarthy 2016: 284). So ist erwiesen, 

dass die Erweiterung des Landbesitzes häufig aus Waldrodungen hervorgeht, denn 

effektive Gesetze gegen Entwaldung sind kaum vorhanden (Kubitza et al. 2018: 114). 

Eine Tatsache, aus der sich ableiten lässt, dass in Indonesien keineswegs eine ökolo-

gische Bewegung, sondern eher eine Allianz von allen gegen die Natur besteht. Die 

lokale Bevölkerung kann demnach kaum als «[...] living in harmony with nature, ecolo-

gically noble savages, and/or powerless farmers facing unwanted livelihood options» 

(Cramb und McCarthy 2016: 284) umschrieben werden. 
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6. Fazit 
 

Die Darlegung der Palmöleigenschaften in Kapitel 2 hat gezeigt, warum die Palmöl-

nachfrage in den letzten Jahren stark zugenommen hat. Demnach ist Palmöl sehr ge-

fragt, weil es neben einer festen Konsistenz, Geschmacksneutralität, Hitzestabilität 

auch eine lange Haltbarkeit aufweist. Zudem ist die Ölpalme einfach anzubauen, über 

mehrere Jahre ertragreich und deshalb finanziell lukrativ. Nicht zuletzt ist der ver-

gleichsweise geringe Flächenverbrauch mit gleichzeitig hohem Ertrag für die Bevorzu-

gung von Palmöl gegenüber anderen pflanzlichen Ölen verantwortlich. Die Zunahme 

hat aber auch mit veränderten Ernährungsgewohnheiten und Konsumverhalten, der 

durch das Bevölkerungswachstum angestiegenen Produktion von Nahrungsmitteln 

und anderen Waren sowie der Verwendung von Palmöl als Treibstoff zu tun. 
 

Nichtsdestotrotz gehen mit dem Palmölanbau auch zahlreiche negativen Folgen ein-

her. So geht aus dem Kapitel 3 hervor, dass die ökologischen Folgen wie der Verlust 

von Wäldern, Pflanzen, Tieren und der Biodiversität, die CO2-Freisetzung und der da-

mit vorangetriebene Klimawandel, die durch den Anbau von Palmölplantagen als Mo-

nokultur sowie den Gebrauch von Pestiziden und Kunstdüngern zerstörten Böden mit 

sich zieht. Letzteres führt ausserdem zur Verschmutzung des Grund- und somit Trink-

wassers und gefährdet die Gesundheit der lokalen Bevölkerung. Die Kontaminierung 

des Grundwassers kann allerdings nicht als Hauptproblem gewertet werden, sondern 

eher das «Land Grabbing»-Phänomen. Durch dieses verlieren Einheimische häufig 

ihre Lebensgrundlage, haben mit Umsiedlungen sowie allfälligen ethnischen Konflik-

ten zu kämpfen und müssen für den Anbau von landwirtschaftlichen Erzeugnissen auf 

schlechtere Böden ausweichen. Oft bleibt ihnen nichts anderes übrig, als sich als Ar-

beitskräfte bei einem Palmölkonzern anstellen zu lassen. Dort finden sie elende Ar-

beitsbedingungen, eine schlechte und unregelmässige Bezahlung sowie unhygieni-

sche Massenunterbringungen vor, womit es zu weiteren gesundheitlichen Problemen 

kommen kann. Aufgrund dieser Ausführungen lässt sich festhalten, dass die Folgen 

des Palmölanbaus somit verheerend für Mensch, Tier und Umwelt sind. 
 

Der derzeit weltweit grösste Palmölproduzent Indonesien spricht sich dennoch nicht 

für eine nachhaltige Bewirtschaftung und der damit einhergehenden Bekämpfung der 

ökologischen und sozialen Auswirkungen des Palmölanbaus aus. Denn der aus 

Palmöl hervorgehende Gewinn würde sich durch eine derartige Bewirtschaftung ver-
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ringern und die «Entwicklungs-, sprich Modernisierungspläne» der Regierung durch-

kreuzen. Wie dem Kapitel 5 zu entnehmen ist, leistet auch die lokale Bevölkerung, 

insbesondere unabhängige Kleinbäuerinnen und -bauern, kaum Widerstand gegen 

den Palmölanbau, da sie in diesem eine Möglichkeit sehen ihre finanzielle Situation 

und somit ihre Lebensgrundlage zu verbessern. 
 

Das Kapitel 4 hat hingegen gezeigt, dass in der Schweiz eine aus einer sozialen Be-

wegung, einem Berufsverband, Konsumentenschutzorganisationen und politischen 

Parteien bestehende «unheilige Allianz» Widerstand leistet. Sie spricht sich in Form 

eines «offenen Briefes» an den Bundesrat Schneider-Ammann sowie die indonesische 

Regierung gegen die indonesische Forderung der Zollvergünstigung auf Palmölim-

porte in die Schweiz aus und widerspricht auf diese Weise der Verwendung und Ge-

winnung von Palmöl. So stellt ihnen zufolge eine Zollvergünstigung, wie auch der von 

Malaysia geforderte Zollerlass auf Palmöl, einen Produktionsanreiz dar, der verursa-

chen würde, dass Palmölplantagen und infolgedessen die Umweltschäden sowie Men-

schenrechtsverletzungen weiter zunehmen. Die eher linken Angehörigen dieser Alli-

anz kritisieren insbesondere aus eben diesen sozialen und ökologischen Gründen das 

Abkommen. Der Schweizer Bauernverband betont hingegen auch die negativen Aus-

wirkungen, welcher der erhöhte Palmölimport auf die inländische Rapsproduktion 

hätte. 
 

Dem 4. Kapitel zufolge betrachtet Bundesrat Schneider-Ammann und das SECO die 

Forderung kritisch, da die Handelsinteressen der beiden Länder durch einen Palmöl-

ausschluss nicht mehr gedeckt wären, was den Abschluss der Abkommen gefährdet. 

Ein Nichtzustandekommen würde sich laut dem SECO sodann negativ auf die Interes-

sen der Schweizer Wirtschaft auswirken. Es wird von ihm allerdings auch betont, dass 

die Umwelt- und Menschenrechtssituation des Partnerlandes durch den Ausschluss 

des Palmöls aus den Freihandelsabkommen nicht verbessert werden können. Dem-

nach bekennt sich das SECO nicht zu einem Palmölausschluss, sondern fordert in-

dessen einen fortwährenden, konstruktiven Dialog und eine Zusammenarbeit, mit der 

Bedingungen für einen nachhaltigen Anbau und bessere Arbeitsbedingungen geschaf-

fen werden können. Eine Forderung, mit der sich wiederum die «unheilige Allianz» 

nicht zufriedengibt, weil es laut ihnen kein nachhaltig produziertes Palmöl gibt. Deshalb 

beharrt die «unheilige Allianz» auf ihrer Forderung und setzt die Entscheidungsträge-

rinnen und Entscheidungsträger mit einem «offenen Brief» unter Druck. 
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Der untersuchte Brief kann den theoretischen Erläuterungen zufolge sowohl als Pro-

testaktion, wie auch als Form des Widerstands gesehen werden. Ersteres ist er, da 

ihn ihm die Missbilligung gegenüber den negativen ökologischen und sozialen Folgen 

der Palmölherstellung zum Ausdruck gebracht und die Öffentlichkeit auf einen Miss-

stand aufmerksam gemacht werden. Der im Brief geforderte Palmölboykott themati-

siert zudem den Palmölkonsum und verweist auf die Verantwortung der Konsumieren-

den. Er kann freilich aber auch als Widerstand gedeutet werden, da er von den Akteu-

rinnen und Akteuren der «unheiligen Allianz» aktiv gemeinsam verfasst wurde und die 

Veränderung des gesellschaftlichen Ist-Zustands fordert. Die für das Freihandelsab-

kommen zuständigen Instanzen werden durch einen öffentlichen Diskurs unter Druck 

gesetzt. Demzufolge nehmen die «unheilige Allianz», die Medien und auch die Zivil-

gesellschaft die Rolle des «watchdog» ein. Die «unheilige Allianz» sorgt mit diesem 

Vorgehen dafür, dass etwas Unerwünschtes nicht länger geschehen soll. 
 

Die Erläuterungen zur «unheiligen Allianz» in Kapitel 4 haben überdies gezeigt, dass 

es aufgrund der ungewöhnlichen Konstellation der Akteurinnen und Akteure – dass 

sich ideologisch fremde Gruppierungen zusammenschliessen – einfacher ist eine Me-

dienresonanz zu erlangen und die Öffentlichkeit zu mobilisieren. Das Leisten von Wi-

derstand in Form eines Zusammenschlusses war in diesem Fall erfolgreich. Gemäss 

der Ressourcenmobilisierungstheorie ist diese Form nicht nur kosteneffektiv, sondern 

es kann auch auf bestehende Kommunikationsnetzwerke sowie verschiedene Mobili-

sierungs- und Handlungsstrategien zurückgegriffen werden. Je breiter die abgebildete 

Meinungsvielfalt, desto grösser sind auch das Einflusspotenzial und die Durchset-

zungsfähigkeit. Die Analyse der «unheiligen Allianz» führt demzufolge zu einem klaren 

Ergebnis. Mit dem kollektiv verübten Widerstand konnte der Druck auf die für das Frei-

handelsabkommen zuständigen Instanzen erhöht werden und folglich ist es wahr-

scheinlicher, dass Palmöl aus den Freihandelsabkommen ausgeschlossen wird. 
 

In Bezug auf die zentrale Fragestellung der vorliegenden Arbeit konnte durch die vo-

rangegangenen Ausführungen aufgezeigt werden, warum in der Schweiz von wem 

und inwiefern Widerstand gegen die Gewinnung und Verwendung von Palmöl geleistet 

wird. Um ein noch treffenderes Bild der Schweizer Anti-Palmöl-Bewegung zu zeich-

nen, wäre der Einbezug von weiteren Faktoren nützlich. Beispielsweise könnte Be-

trachtet werden, ob auch die Zivilgesellschaft Widerstand gegen die Gewinnung und 

Verwendung von Palmöl leistet und falls ja, in welcher Form. Ebenfalls wäre es wichtig, 

sich mit der Wirkung des Ausschlusses von Palmöl aus den Freihandelsabkommen 
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auseinandersetzen und folgenden Fragen auf den Grund zu gehen: Stellt der kom-

plette Palmöl-Verzicht eine Lösung dar? Was geschieht mit den bestehenden Planta-

gen und den Menschen vor Ort, wenn die Gewinnung und Verwendung von Palmöl 

auf der ganzen Welt verboten würde? Eine umfassendere Untersuchung mit den oben-

genannten Faktoren wäre interessant und wünschenswert, hätte den Rahmen dieser 

Arbeit aber gesprengt. 
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7. Verzeichnisse 
 

7.1 Abkürzungsverzeichnis 
 

EFTA    Europäische Freihandelsassoziation 
 

ILO    International Labour Organization 

    (Internationale Arbeitsorganisation) 
 

RSPO    Roundtable on Sustainable Palm Oil 

    (Runder Tisch für nachhaltiges Palmöl) 
 

SECO    Staatssekretariat für Wirtschaft 
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8. Anhang 
 

8.1 «Offener Brief» 
 

Die schweizerische Koalition zu Palmöl, bestehend aus  

 

 

 

 

                        

 

in Partnerschaft mit  
WALHI West-Kalimantan & WALHI EKNAS, Friends of the Earth Indonesia   

 

 

Bern / Jakarta, 1. Februar 2018 

  

Herr Bundesrat Johann Schneider-Ammann, Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung; 

Frau Retno Marsudi, Aussenminister, Republik Indonesien;  
Herr Darmin Nasution, Koordinierender Wirtschaftsminister, Republik Indonesien; 
Herr General TNI Dr. Moeldoko, Leiter des indonesischen Präsidialstabs, Republik Indonesien; 
Herr Enggartiasto Lukita, Minister of Trade, Republic of Indonesia 
Herr Airlangga Hartarto, Minister of Industry, Republic of Indonesia  
 
 

 

Offener Brief betr. Freihandelsabkommen Schweiz - Indonesien:  
Bitte respektieren Sie Menschenrechte und Natur und schliessen Sie Palmöl aus! 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider-Ammann 
Sehr geehrte Frau Minister, sehr geehrte Herren Minister  
 

Die unterzeichnenden zivilgesellschaftlichen Organisationen aus Indonesien und der Schweiz, die sich 
für Menschenrechte, Umwelt- und Klimaschutz sowie für nachhaltige Entwicklung einsetzen, appellieren 
an Sie, Palmöl aus dem Freihandelsabkommen (FHA) auszuschliessen, das derzeit zwischen unseren 
beiden Ländern ausgehandelt wird. 

Wir sind der Meinung, dass ein Freihandelsabkommen zwischen der Schweiz und Indonesien in erster 
Linie den Interessen der Allgemeinheit dienen muss. Es sollte sicherstellen, dass Handel und 
Investitionen zu einer gerechten und nachhaltigen Entwicklung beitragen, zu deren Voraussetzungen 
eine gesunde Umwelt, eine klimafreundliche Wirtschaft, die Sicherung der Lebensgrundlagen und 
menschenwürdige Arbeit für alle gehören.  
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In diesem Zusammenhang sind wir äusserst besorgt über das Thema Palmöl und fordern nachdrücklich, 
dass Palmöl nicht in die Verhandlungen über das Freihandelsabkommen Schweiz-Indonesien 
einbezogen wird.   

Indonesien ist der weltweit grösste Palmölproduzent und -exporteur. Die Produktion, Verarbeitung und 
der Handel mit Palmölprodukten in Indonesien durch in- und ausländische - auch europäische - 
Unternehmen sowie Bank-Investitionen verursachen enorme Umwelt-, Sozial-, Menschenrechts- und 
Arbeitsprobleme. Dazu gehören grossflächige Abholzung, Kahlschlag und Verbrennung von Primär- und 
Sekundärwäldern für Palmölplantagen. Dadurch wird Indonesien zu einem der Hauptverursacher des 
Klimawandels, und der Palmöl-Anbau verursacht riesige Verluste an biologischer Vielfalt, Umwelt-
verschmutzung, Landraub und Menschenrechtsverletzungen gegenüber lokalen Gemeinschaften sowie 
schwerwiegende systemische Verletzungen der Arbeitsrechte in diesem Sektor.  

Handelsabkommen sind nicht der richtige Ort, um diese Probleme zu lösen. In einem umfassenden 
Dialog ausserhalb der Vertragsverhandlungen, an dem alle Beteiligten miteinbezogen sind, sollten 
Indonesien und die Schweiz einen ehrgeizigen Plan entwickeln, um die Probleme im Zusammenhang mit 
Palmöl auf demokratische, transparente und ganzheitliche Weise anzugehen. Würden Zugangsregeln für 
Palmöl in das Freihandelsabkommen mit aufgenommen, würde dies zu einer verstärkten Nachfrage 
nach Palmöl führen. Dies würde weitere landbezogene Konflikte sowie Umwelt-, Sozial- und Menschen-
rechtsprobleme verursachen. 

Wir lehnen deshalb entschieden jeden Vorschlag ab, in dem schwache und freiwillige Zertifizierungs-
systeme wie RSPO (Roundtable on Sustainable Palm Oil), ISPO und ISCC Palmöl für niedrigere 
Importzölle qualifizieren. Diesen Systemen fehlt es nicht nur an Umsetzungs- und Durchsetzungs-
mechanismen, sondern es fehlt ihnen insbesondere und nachweislich ein Schutz der Interessen von 
lokalen Gemeinschaften, von Arbeitnehmenden, von Kleinbauern und der Umwelt. Die Klage, die 
indonesische Dorfbewohner kürzlich bei der OECD-Kontaktstelle in der Schweiz gegen das Label RSPO 
erhoben haben, zeigt einmal mehr, dass der RSPO seine eigenen Standards nicht umsetzt. 

Zudem laufen in der Schweiz Tausende von bäuerlichen Familienbetrieben Gefahr, wesentliche Teile 
ihres Einkommens zu verlieren, da sie Raps und Sonnenblumen in ihrer Fruchtfolge produzieren und das 
importierte Palmöl ihre einheimische Produktion konkurrenziert. Auch viele Konsumentinnen und 
Konsumenten sind besorgt über Palmöl. Für sie wird es zunehmend schwieriger, in Schweizer Läden 
palmölfreie Produkte zu kaufen.  

Wir sind überzeugt, dass die Regierungen der Schweiz und Indonesiens offen sind für die Anliegen und 
Beiträge von Organisationen der Zivilgesellschaft und der Sozialpartner und erwarten gerne eine 
umfassende und transparente Kommunikation zum geplanten Abkommen. 

 

Freundliche Grüsse 

Die schweizerische Koalition zu Palmöl 

WALHI West Kalimantan & WALHI EKNAS (Nationales Büro), Friends of the Earth Indonesia 
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8.2 Selbstständigkeitserklärung für schriftliche Arbeiten 
 

„Ich erkläre hiermit, dass ich diese Arbeit selbständig verfasst und keine anderen als 

die angegebenen Quellen benutzt habe. Alle Stellen, die wörtlich oder sinngemäss aus 

Quellen entnommen wurden, habe ich als solche gekennzeichnet. Ich erkläre ausser-

dem, dass ich weder die ganze Arbeit noch Teile davon ohne Absprache mit der Be-

treuerin/dem Betreuer in einer anderen Lehrveranstaltung in mündlicher oder schriftli-

cher Form zur Erlangung eines Leistungsnachweises eingereicht habe. Mir ist be-

kannt, dass ich andernfalls ein Plagiat beziehungsweise einen Betrug begangen habe 

und dies mit der Note 1 bestraft wird. Ich weiss, dass zusätzlich weitere Sanktionen 

gemäss den „Richtlinien der Universitätsleitung betreffend das Vorgehen bei Plagia-

ten“ vom 28. August 2007 und gemäss Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe r des Gesetzes 

vom 5. September 1996 über die Universität ergriffen werden können. Dazu gehört im 

Falle von BA-Arbeiten insbesondere der Entzug des aufgrund dieser Arbeiten verlie-

henen Titels.“ 
 

Datum: 18. August 2018   Unterschrift:  

 


